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benennen und Vorschläge zu erarbeiten. Dabei wird es 
keine Tabus geben dürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wann passiert denn 
etwas, Herr Guttenberg?)

Ich will in diesem Kontext letztlich nichts Geringeres, 
als dass die Bundeswehr für eine stets erneuerte Kultur 
der Offenheit und des Vertrauens steht. Wir brauchen 
auch unkonventionelle Lösungen. Deshalb wird sich un-
mittelbar nach Vorliegen der Analyse eine Kommission 
mit den Defiziten befassen, eine Kommission, die politi-
sche, militärische, administrative, wirtschaftliche und 
rechtliche Expertise in sich vereinen wird. 

(Ute Kumpf [SPD]: Wenn man nicht mehr weiter 
weiß, gründet man einen Arbeitskreis!)

Ihr Kernauftrag wird darin bestehen, zügig Vorschläge 
zu einer effizienten und einsatzorientierten Spitzen-
struktur des Bundesministeriums der Verteidigung und 
der Bundeswehr zu erarbeiten. Zur Überprüfung der 
Strukturen durch die Kommission wird auch gehören, 
sich Gedanken über die Rolle, die Funktion und auch 
die Kompetenzen herausgehobener Spitzenpositionen zu 
machen. Dazu gehört nicht nur der militärische, sondern 
gerade auch der zivile Bereich. Der Einsatz ist Richt-
schnur, wenn wir dann Kompetenzen ressourcensparend 
zusammenfassen, überlappende Zuständigkeiten beseiti-
gen und unnötige Redundanzen abbauen wollen. 

Seit ihrer Gründung im Jahr 1955 hat sich die Bun-
deswehr oft solchen Anpassungsprozessen stellen müs-
sen. Dieser Transformationsprozess, der begonnen hat, 
wird uns sehr fordern. Die bestehenden Strukturen sollen 
Gegenstand der Betrachtung und nicht Grundlage sein. 
Dabei wird auch das ambitionierte Ziel der Verkürzung 
des Grundwehrdienstes auf sechs Monate eine gewich-
tige Rolle spielen. Wir müssen es schaffen, dass ein Ge-
fühl der Gerechtigkeit des Dienens entsteht und herrscht 
und dass jeder einzelne Grundwehrdienstleistende das 
Gefühl hat, gebraucht zu werden. Das muss weiterhin 
der Maßstab sein, wenn wir dieses Ziel erreichen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich sehe der Debatte darüber und den Ergebnissen dieser 
Debatte mit einer gewissen Spannung entgegen, insbe-
sondere weil ich alle Fraktionen des Bundestages an die-
ser Debatte beteiligen will. Ich bin sehr gespannt, welche 
Vorschläge gemacht werden.

Die Bundeswehr muss ein attraktiver Arbeitsplatz 
bleiben. Das hängt auch davon ab, inwieweit wir die 
Vereinbarkeit von Familie und Dienst ermöglichen, 
Handlungsfelder identifizieren und entsprechend han-
deln. Das reicht von Kinderbetreuungsmöglichkeiten bis 
hin zu einem flexibleren Laufbahnrecht. Das sind ehr-
geizige und schwierig zu erreichende Ziele. Aber sie 
sind richtig und wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich darf mit Blick auf unseren Haushalt einen anderen 
Punkt nennen, der mir wichtig ist. Einsatzfähigkeit heißt 
auch, über modernes und leistungsfähiges Gerät zu ver-
fügen. Wir sind hier noch lange nicht am Ziel und haben 
einen teilweise harten und steinigen Weg zu gehen. Die 
Einführung einiger Systeme wird nur mit einem enor-
men Kraftakt möglich sein. In vielen Bereichen haben 
wir noch Defizite zu verzeichnen. Die Gründe sind viel-
seitig; das ist bekannt. Ich hoffe und baue hier auf große 
Gemeinsamkeit und einen klaren Austausch über die 
Dinge. Nicht alles, was man vorfindet, ist erfreulich, 
zum Beispiel wenn Vertragsstrukturen offenbar nicht die 
Geltungskraft entfalten, die sie sollten. Hier ist das Mit-
einander von Regierung und Parlament von größter Be-
deutung.

Insgesamt geht es um nichts Geringeres als um die 
Zukunft der Bundeswehr; das wurde wahrscheinlich 
schon oft gesagt. Es geht damit auch um unsere Zukunft 
und darum, dass unsere Kinder in Zukunft weiterhin in 
Frieden und Freiheit leben können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Rhetorisch brillant, inhaltlich dünn! 
Was hat er denn jetzt gesagt?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Für die SPD-Fraktion hat der Kollege Dr. Hans-Peter 

Bartels das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lassen 

Sie mich mit den Korrekturen des Bundesverteidigungs-
ministers beginnen. Nicht, dass Sie mich falsch verste-
hen: Ich will den Minister nicht korrigieren, sondern 
möchte darauf hinweisen, dass er sich selbst immer wie-
der korrigiert, und zwar ein bisschen oft, wie ich finde. 
Das ist nicht ehrenrührig, aber gewiss nicht optimal für 
die Bundeswehr und unser Land.

(Beifall bei der SPD – Dr. Hans-Peter 
Friedrich [Hof] [CDU/CSU]: Die Fähigkeit 
zur Selbstkritik geht Ihnen ab!)

Als Kurt Beck vor zwei Jahren davon sprach, dass 
man versuchen müsse, mit moderaten Taliban zu verhan-
deln, gab es Hohn und Spott, auch vom heutigen Vertei-
digungsminister. 

(Karin Evers-Meyer [SPD]: Besonders lauten 
sogar!)

Inzwischen fordert er selber das. Willkommen in der 
Wirklichkeit! Er sprach von kriegsähnlichen Zuständen 
in Afghanistan und hat den Eindruck erweckt – das 
wurde öffentlich so kommuniziert –: Da ist Krieg. Die-
sem Eindruck ist er – zu Recht – sofort wieder entgegen-
getreten. Natürlich handelt es sich nicht um Krieg. Wir 
haben noch nicht die richtige Begrifflichkeit dafür. Die 
Initiative, dass das Kabinett klären soll, worum es sich 
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handelt, hat offenbar noch nicht zu einem Ergebnis ge-
führt.

Als es um den Luftschlag bei Kunduz ging, hieß es 
vonseiten des neuen Ministers erst, dieser Luftschlag 
hätte unter allen Umständen erfolgen müssen. Vier Wo-
chen später hieß es: Das war nicht angemessen. – Herr 
Guttenberg, Sie sagten, Sie seien an Aufklärung inte-
ressiert. Das sind wir auch. Aber Sie sind es doch, der 
auf allen Akten und Informationen sitzt und keinen Be-
richt darüber abgibt, was tatsächlich geschehen ist. Die 
Regierung ist im Vorteil und kann sagen, was in ihrem 
Verantwortungsbereich geschehen ist. Sie müssen nicht 
auf einen Untersuchungsausschuss verweisen, der in 
anderthalb oder zwei Jahren einen Abschlussbericht vor-
legt und Ihnen erzählt, was in Ihrem Haus und in der 
Bundeswehr, für die Sie Verantwortung tragen, vorge-
gangen ist.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundeskanzlerin hat am 8. September 2009 lü-
ckenlose Aufklärung versprochen. Auch das Wort „scho-
nungslos“, das Sie eben verwendet haben, fiel in diesem 
Zusammenhang. Geschehen ist aufseiten der Bundesre-
gierung bis heute nichts. Sie schieben das Thema vor 
sich her und hoffen, dass es sich durch Zeitablauf erle-
digt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn ich an die nächsten Monate und den Untersu-
chungsausschuss denke, dann glaube ich, Sie werden 
sich noch zwei weitere Male korrigieren müssen. Ers-
tens. Sie sagen, dass Sie den geheimen NATO-Bericht 
vor Ihrer Pressekonferenz am 6. November 2009 zu dem 
Luftschlag selbst gelesen haben. Dann mussten Sie aber 
wissen, dass dieser Bericht zu dem Schluss kommt, die 
Bombardierung habe nicht im Einklang mit der Wei-
sungslage und Absicht der NATO in Afghanistan gestan-
den. Entweder wussten Sie das und haben die Öffent-
lichkeit falsch unterrichtet, oder Sie haben den Bericht 
gar nicht gelesen. Es ist Zeit für Korrekturen.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Völlig richtig!)

Zweitens. Sie haben die Schuld für Ihre Fehleinschät-
zung und die Falschinformation der Öffentlichkeit dem 
Generalinspekteur Schneiderhan und dem Staatssekretär 
Wichert gegeben. Das war nicht besonders honorig von 
Ihnen. Das war ein Abschieben der Verantwortlichkeit, 
und das werden Sie hoffentlich auch bald korrigieren.

Ich weiß nicht, ob es auch aus Ihrer Sicht Korrektur-
bedarf beim Haushalt gibt. Dass der Verteidigungsetat 
real und nominal schrumpft, statt wenigstens die jährli-
chen Kostensteigerungen auszugleichen, hätte die Bun-
deswehr von Ihnen nicht erwartet. Da werden Steuerge-
schenke an Hoteliers und Firmenerben per Eilgesetz 
durchgepaukt, und die Neuverschuldung treibt in unge-
ahnte Höhen, aber die Bundeswehr muss Geld abgeben. 
Das ist die Schwerpunktsetzung Ihrer Koalition. Das 
halten wir für falsch.

(Beifall bei der SPD – Karin Evers-Meyer [SPD]: 
Das musste einmal gesagt werden!)

Es gibt vier Punkte, in denen wir im Interesse unseres 
Landes mit der Regierung übereinstimmen. 

Wir Sozialdemokraten wollen den Erfolg in Afgha-
nistan. Das heißt: mehr für den zivilen Aufbau und mehr 
für die Armee- und Polizeiausbildung tun. Gehen Sie in 
diese Richtung, und wir gehen mit! Wir haben Verant-
wortung übernommen, und wir bleiben dabei: Wir müs-
sen das, was wir mit vielen Nationen gemeinsam begon-
nen haben, gemeinsam anständig zu Ende bringen.

Wir Sozialdemokraten halten an der Wehrpflicht fest 
und freuen uns, dass Sie es auch tun. Aber wir wissen, 
dass eine Ausmusterungsquote von beinahe 50 Prozent 
absurd ist. Deshalb wollen wir eine Reform, die neue 
Chancen der Freiwilligkeit mit den Grundlagen unserer 
Wehrpflicht verbindet. Das ist intelligenter als die 
schlichte Verkürzung auf sechs Monate. Lassen Sie uns 
noch einmal – Sie haben das angeboten – über unser so-
zialdemokratisches Modell diskutieren.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen, dass der Dienst in unseren Streitkräften 
attraktiver wird. Das beginnt bei der Kasernenqualität 
sowie bei Besoldung und Zuschlägen, und es endet noch 
nicht bei der Familienfreundlichkeit, der Planbarkeit der 
Laufbahn und modernerer Ausrüstung. Da gibt es viel zu 
tun. Lassen Sie uns die Gemeinsamkeiten suchen.

Wir Sozialdemokraten haben Vorschläge für die Wei-
terentwicklung der Bundeswehrstruktur gemacht, und 
zwar über das Ziel der Transformation 2010 hinaus. Die 
Bundeswehr braucht mehr infanteristische Kräfte, mehr 
Redundanz und Reserven in der Truppe – nicht nur we-
gen der Auslandseinsätze – und eine schlankere Füh-
rungsstruktur. Verzichten können wir auf die amerikani-
schen Atombomben in Deutschland und das Tornado-
Geschwader zur nuklearen Teilhabe.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
der Abg. Agnes Malczak [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Gleichzeitig gehören uralte Standortentscheidungen 
vielleicht noch einmal auf den Prüfstand. 1991 wurde 
der Umzug des Marinefliegergeschwaders 5 von Kiel 
nach Nordholz beschlossen. Jetzt schreiben wir das 
Jahr 2010, und das Geschwader ist nach 19 Jahren im-
mer noch in Kiel, aber soll immer noch umziehen. Man 
weiß manchmal gar nicht, wem man zurufen soll: Neh-
men Sie Vernunft an! – Staatssekretäre dürfen ja nichts 
annehmen, und im Moment haben wir ja auch keinen.

Wir Sozialdemokraten werden die anstehenden not-
wendigen Reformen konstruktiv begleiten. Wenn Sie für 
Ihre drei angekündigten Reformkommissionen zur 
Wehrpflicht, zur Attraktivität und zur Struktur noch eine 
zentrale steuernde Superkommission brauchen, dann 
nehmen Sie – Stichwort: Parlamentsarmee – den Vertei-
digungsausschuss. Da werden wir das diskutieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)


